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SATZUNG 

DER 

Semper idem Underberg AG 

 

I. 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

§ 1 

FIRMA, SITZ und DAUER 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet 

Semper idem Underberg AG. 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Rheinberg. 

 

§ 2 

GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung und der Vertrieb von Getränken aller 
Art sowie Produkten der Nahrungsmittel- und Genussmittelindustrie, insbesondere 
Pflege großer Getränkemarken. 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die geeignet er-
scheinen, dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen. Sie kann auch andere Unter-
nehmen gleicher oder verwandter Art gründen, erwerben und sich an ihnen beteiligen 
sowie solche Unternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung be-
schränken. Sie kann ihren Betrieb, auch soweit es um die von ihr gehaltenen Beteiligun-
gen geht, ganz oder teilweise durch verbundene Unternehmen führen lassen oder auf 
solche übertragen oder auslagern und sich auf die Tätigkeit als geschäftsleitende Hol-
ding beschränken. Die Gesellschaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen im In- und/oder 
Ausland zu errichten. Sie kann ihre Tätigkeit auf einen Teil der in Absatz 1 bezeichneten 
Tätigkeitsfelder beschränken.  
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§ 3 

BEKANNTMACHUNGEN UND INFORMATIONSÜBERMITTLUNG 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. Sofern gesetzlich 
zwingend eine andere Bekanntmachungsform erforderlich ist, tritt an die Stelle des Bun-
desanzeigers diese Bekanntmachungsform. 

(2) Informationen an die Aktionäre der Gesellschaft können, soweit gesetzlich zulässig, auch 
im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden. Die Übermittlung von Mittei-
lungen nach § 125 Abs. 1 i.V.m. § 128 Abs. 1 AktG sowie nach § 125 Abs. 2 AktG ist auf 
den Weg elektronischer Kommunikation beschränkt. Der Vorstand ist - ohne dass hie-
rauf ein Anspruch besteht - berechtigt, diese Mitteilungen auch auf anderem Weg zu 
versenden.  

 

II. 

GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 

 

§ 4 

GRUNDKAPITAL 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 15.851.000,00 (in Worten: Euro fünfzehn 
Millionen achthunderteinundfünfzigtausend). Es ist eingeteilt in 15.851.000 Stückak-
tien.  

(2) Das Grundkapital wurde in Höhe von EUR 15.851.000,00 (in Worten: Euro fünfzehn Mil-
lionen achthunderteinundfünfzigtausend) durch Formwechsel gemäß §§ 190 ff. UmwG 
der im Handelsregister des Amtsgerichts Kleve unter HRB 9610 eingetragenen Semper 
idem Underberg GmbH mit dem Sitz in Rheinberg erbracht. 

 

§ 5 

AKTIEN 

(1) Die Aktien lauten auf den Inhaber.  

(2) Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen, soweit dies 
gesetzlich zulässig und nicht eine Verbriefung nach den Regeln einer Börse erforderlich 
ist, an der die Aktie zum Handel zugelassen ist. Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienur-
kunden auszustellen, die einzelne Aktien (Einzelaktien) oder mehrere Aktien (Sammel-
aktien) verkörpern. Ein Anspruch der Aktionäre auf Ausgabe von Gewinnanteil- und Er-
neuerungsscheinen ist ausgeschlossen. 
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(3) Die Form und den Inhalt von Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und Erneue-
rungsscheinen setzt der Vorstand fest. Das gleiche gilt für Schuldverschreibungen und 
Zinsscheine. 

 

III. 

VORSTAND 

 

§ 6 

ZUSAMMENSETZUNG UND GESCHÄFTSORDNUNG 

(1) Der Vorstand besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. Der Aufsichtsrat bestimmt 
die Zahl der Mitglieder des Vorstands.  

(2) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden 
Vorsitzenden ernennen.  

(3) Die Bestellung von Vorstandsmitgliedern, der Abschluss der Anstellungsverträge und 
der Widerruf der Bestellung sowie die Änderung und Beendigung der Anstellungsver-
träge erfolgen durch den Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat kann für den Vorstand eine Ge-
schäftsordnung erlassen. 

 

§ 7 

GESCHÄFTSFÜHRUNG UND VERTRETUNG DER GESELLSCHAFT 

(1) Der Vorstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung. Er hat die Geschäfte der 
Gesellschaft nach Maßgabe des Gesetzes, der Satzung und der Geschäftsordnung für 
den Vorstand zu führen. Unbeschadet der Gesamtverantwortung des Vorstands leitet 
jedes Vorstandsmitglied den ihm durch die Geschäftsordnung zugewiesenen Geschäfts-
bereich selbstständig. 

(2) Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so wird die Gesellschaft durch zwei Vor-
standsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen 
gesetzlich vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt oder hat der Aufsichtsrat ein 
Vorstandsmitglied zur Alleinvertretung ermächtigt, so vertritt es die Gesellschaft allein. 

(3) Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder generell oder für den Ein-
zelfall vom Verbot der Mehrfachvertretung gemäß § 181 2. Alternative BGB befreien; 
§ 112 AktG bleibt unberührt. Im Übrigen wird die Gesellschaft durch Prokuristen oder 
andere Zeichnungsberechtigte nach näherer Bestimmung des Vorstands vertreten. 
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IV. 

AUFSICHTSRAT 

 

§ 8 

ZUSAMMENSETZUNG, WAHLEN, AMTSDAUER 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus fünf (5) Mitgliedern, die von der Hauptversammlung ge-
wählt werden.  

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung 
der Amtszeit bei der Wahl bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt, die über 
die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. 
Das Geschäftsjahr, in welchem die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht mitgerechnet. 

(3) Die Wahl eines Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds 
erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds, soweit 
die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend bestimmt. Ent-
sprechendes gilt, falls eine Nachwahl wegen Wahlanfechtung notwendig wird. 

(4) Die Hauptversammlung kann gleichzeitig Ersatzmitglieder bestellen, die in einer bei der 
Wahl festzulegenden Reihenfolge an die Stelle vorzeitig oder aufgrund von Wahlanfech-
tung ausscheidender Aufsichtsratsmitglieder treten. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle 
des ausgeschiedenen Mitglieds, so erlischt sein Amt mit Ende der Hauptversammlung, 
in der eine Nachwahl nach vorstehendem § 8 Abs. 3 stattfindet, spätestens jedoch mit 
Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. War das infolge einer 
Nachwahl ausgeschiedene Ersatzmitglied für mehrere Aufsichtsratsmitglieder bestellt 
worden, lebt seine Stellung als Ersatzmitglied wieder auf. 

(5) Jedes Aufsichtsratsmitglied und Ersatzmitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen 
Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand oder dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats oder, im Falle einer Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden, seinem 
Stellvertreter, jederzeit niederlegen. Der Aufsichtsratsvorsitzende kann den Vorsitz ge-
genüber dem Stellvertreter und der Stellvertreter kann das Stellvertreteramt gegenüber 
dem Vorsitzenden durch schriftliche Erklärung ohne wichtigen Grund mit einer Frist von 
einem Monat niederlegen. Der Vorstand, der Aufsichtsratsvorsitzende oder, im Falle der 
Niederlegung durch den Aufsichtsratsvorsitzenden, sein Stellvertreter, kann einer Ver-
kürzung der vorgenannten Niederlegungsfristen oder einem Verzicht auf die Wahrung 
der Niederlegungsfristen zustimmen.  

 

§ 9 

VORSITZENDER UND STELLVERTRETER 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die 
Wahl soll im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder neu 
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gewählt worden sind, erfolgen; zu dieser Sitzung bedarf es keiner besonderen Einladung. 
Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht, soweit nicht bei ihrer 
jeweiligen Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des 
Aufsichtsrats. 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus diesem Amt aus, so hat 
der Aufsichtsrat jeweils unverzüglich eine Neuwahl vorzunehmen. 

(3) Der Stellvertreter des Vorsitzenden hat in allen Fällen, in denen er bei Verhinderung des 
Vorsitzenden in dessen Stellvertretung handelt, vorbehaltlich anderer Reglungen in die-
ser Satzung, die gleichen Rechte und Pflichten wie der Vorsitzende.  

(4) Willenserklärungen des Aufsichtsrats sind im Namen des Aufsichtsrats von dem Vorsit-
zenden, im Falle seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter abzugeben. Der Vorsit-
zende ist ermächtigt, Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegen zu nehmen. 

 

§ 10 

RECHTE UND PFLICHTEN DES AUFSICHTSRATS 

(1) Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch Gesetz und die Satzung 
zugewiesen werden. 

(2) Der Aufsichtsrat hat in der Geschäftsordnung für den Vorstand oder den Aufsichtsrat 
oder durch Beschluss zu bestimmen, dass bestimmte Geschäfte oder Arten von Geschäf-
ten nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen. 

(3) Der Aufsichtsrat kann die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschäften wi-
derruflich allgemein oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten Anforde-
rungen genügt, im Voraus erteilen. 

 

§ 11 

GESCHÄFTSORDNUNG UND AUSSCHÜSSE 

(1) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung im Rahmen der gesetzlichen Vorschrif-
ten und der Bestimmungen dieser Satzung. 

(2) Der Aufsichtsrat kann nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften Ausschüsse bilden. 
Soweit das Gesetz oder die Satzung es zulassen, kann der Aufsichtsrat ihm obliegende 
Aufgaben, Entscheidungsbefugnisse und Rechte auf seinen Vorsitzenden, einzelne sei-
ner Mitglieder oder aus seiner Mitte gebildete Ausschüsse übertragen. Zusammenset-
zung, Befugnisse und Verfahren der Ausschüsse werden vom Aufsichtsrat festgelegt.  
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§ 12 

SITZUNGEN UND BESCHLUSSFASSUNG DES AUFSICHTSRATS 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats unter Ein-
haltung einer Frist von mindestens sieben Tagen einberufen, wobei der Tag der Absen-
dung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet werden. Die Einberufung 
kann schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher (ein-
schließlich elektronischer) Kommunikationsmittel erfolgen. Der Vorsitzende kann diese 
Frist in dringenden Fällen abkürzen und die Sitzung mündlich oder fernmündlich einbe-
rufen. Im Übrigen gelten hinsichtlich der Einberufung des Aufsichtsrats die gesetzlichen 
Bestimmungen sowie die Regelungen der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat.  

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden oder, im Falle seiner Verhin-
derung, von dessen Stellvertreter geleitet. Die Aufsichtsratsmitglieder können davon 
durch Beschluss abweichen.  

(3) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung 
des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder des Aufsichtsrats können Sitzun-
gen auch in Form einer Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer Kommu-
nikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) abgehalten und einzelne Aufsichtsrats-
mitglieder telefonisch oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel (ins-
besondere Videokonferenz) zugeschaltet werden; in diesen Fällen kann die Beschluss-
fassung im Wege der Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer Kommuni-
kationsmittel (insbesondere Videokonferenz) erfolgen. Abwesende bzw. nicht an der 
Konferenzschaltung teilnehmende oder zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder können 
auch dadurch an der Beschlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie schriftliche 
Stimmabgaben durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. Darüber 
hinaus können sie ihre Stimme auch im Vorfeld der Sitzung, während der Sitzung oder 
nachträglich innerhalb einer vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu bestimmenden an-
gemessenen Frist auch mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels 
sonstiger gebräuchlicher (einschließlich elektronischer) Kommunikationsmittel abge-
ben. Ein Recht zum Widerspruch gegen die vom Vorsitzenden angeordnete Form der 
Beschlussfassung besteht nicht.  

(4) Eine Beschlussfassung über Gegenstände der Tagesordnung, die nicht in der Einladung 
enthalten waren und auch nicht bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt worden 
sind, falls nicht ein dringender Fall eine spätere Mitteilung rechtfertigt, ist nur zulässig, 
wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem sol-
chen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu be-
stimmenden angemessenen Frist schriftlich, mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-
Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher (einschließlich elektronischer) Kommunikati-
onsmittel der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme abzugeben. Der Be-
schluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes Aufsichtsratsmitglied innerhalb der 
Frist widersprochen hat. Telefonisch oder mittels sonstiger elektronischer Kommunika-
tionsmittel zugeschaltete Mitglieder des Aufsichtsrats gelten als anwesend. 

(5) Beschlüsse können auch außerhalb von Sitzungen (im Sinne von § 12 Abs. 3) schriftlich, 
mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger vergleichbarer 
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Kommunikationsmittel sowie in Kombination der vorgenannten Formen, einschließlich 
im Umlaufverfahren, und in Kombination mit einer Beschlussfassung in einer Sitzung ge-
fasst werden, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats dies unter Beachtung einer ange-
messenen Frist anordnet oder sich alle Aufsichtsratsmitglieder an der Beschlussfassung 
beteiligen. Mitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen 
in diesem Sinne an der Beschlussfassung teil. Ein Recht zum Widerspruch gegen die vom 
Vorsitzenden angeordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht. 

(6) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn drei Mitglieder an der Beschlussfassung teil-
nehmen. Abwesende bzw. nicht telefonisch oder über sonstige elektronische Kommu-
nikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) teilnehmende oder zugeschaltete Auf-
sichtsratsmitglieder, die nach Maßgabe von § 12 Abs. 3 bzw. Abs. 5 ihre Stimme abge-
ben, sowie Mitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen 
in diesem Sinne an der Beschlussfassung teil. 

(7) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit nicht das Gesetz, die Satzung oder die Ge-
schäftsordnung für den Aufsichtsrat etwas anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen gelten in diesem Sinne nicht als 
abgegebene Stimmen. Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stimmengleichheit, gibt 
die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden den Ausschlag. Im Falle der Verhinderung des 
Aufsichtsratsvorsitzenden steht dieses Recht seinem Stellvertreter zu. 

(8) Über die Beschlüsse und Sitzungen des Aufsichtsrats (im Sinne von § 12 Abs. 3) sowie 
über in diesen Sitzungen verabschiedete Beschlüsse sind Niederschriften zu fertigen, die 
vom Vorsitzenden zu unterzeichnen sind. Beschlüsse außerhalb von Sitzungen (im Sinne 
von § 12 Abs. 3) werden vom Vorsitzenden schriftlich festgehalten und allen Aufsichts-
ratsmitgliedern zugeleitet. 

 

§ 13 

VERGÜTUNG 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates erhält eine angemessene Vergütung, die durch Be-
schluss der Hauptversammlung festgesetzt wird.  

(2)  Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern über die Vergütung hinaus die 
ihnen bei der Ausübung ihres Aufsichtsratsmandates vernünftigerweise entstehenden 
Auslagen sowie die etwa auf ihre Vergütung und Auslagen zu entrichtende Umsatz-
steuer. 
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V. 

HAUPTVERSAMMLUNG 

 

§ 14 

ORT UND EINBERUFUNG 

(1) Innerhalb der ersten acht Monate jedes Geschäftsjahres findet eine ordentliche Haupt-
versammlung der Aktionäre statt. 

(2) Die Hauptversammlung wird vorbehaltlich der gesetzlichen Einberufungsrechte des Auf-
sichtsrats und einer Aktionärsminderheit durch den Vorstand einberufen. Die Hauptver-
sammlung findet nach Wahl des einberufenden Organs am Sitz der Gesellschaft, am Sitz 
einer deutschen Wertpapierbörse oder in einer deutschen Stadt mit mehr als 100.000 
Einwohnern statt. 

(3) Die Hauptversammlung ist durch eingeschriebenen Brief mit einer Frist von mindestens 
dreißig Tagen einzuberufen. Dabei werden der Tag der Absendung der Einladung und 
der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. 

 

§ 15 

TEILNAHME UND AUSÜBUNG DES STIMMRECHTS 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind die 
Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig angemeldet und ihren Aktienbesitz nachgewie-
sen haben.  

(2) Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung (Anmeldefrist) zugehen. In 
der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. 
Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind jeweils nicht mitzurech-
nen. Die Anmeldung muss in Textform (§ 126b BGB) oder auf einem sonstigen, von der 
Gesellschaft näher zu bestimmenden elektronischen Weg in deutscher oder englischer 
Sprache erfolgen. Der Nachweis des Aktienbesitzes nach Abs. 1 ist durch Vorlage eines 
in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache erteilten besonderen 
Nachweises über den Anteilsbesitz durch das depotführende Institut zu erbringen. Der 
besondere Nachweis über den Anteilsbesitz hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor 
der Hauptversammlung (Nachweisstichtag) zu beziehen und muss der Gesellschaft un-
ter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der 
Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemes-
sende Frist vorgesehen werden. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zu-
gangs sind jeweils nicht mitzurechnen. 

(4) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Voll-
macht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft 
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bedürfen der Textform (§ 126b BGB), sofern in der Einberufung keine Erleichterungen 
bestimmt werden. Die Einzelheiten für die Erteilung der Vollmachten, ihren Widerruf 
und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einberufung der Haupt-
versammlung bekannt gemacht. § 135 AktG bleibt unberührt. 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, ohne an der 
Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunika-
tion abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum 
Umfang und Verfahren der Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen. 

(6)  Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch 
ohne Anwesenheit anderen Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämt-
liche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommuni-
kation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestim-
mungen zum Umfang und Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz 1 zu 
treffen. 

 

§ 16 

LEITUNG DER HAUPTVERSAMMLUNG 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Die 
Hauptversammlung kann auch von einem anderen Mitglied des Aufsichtsrats oder ei-
nem externen Dritten geleitet werden, wenn das Mitglied oder der externe Dritte vom 
Aufsichtsrat zu diesem Zweck im Voraus für den Einzelfall oder für eine Mehrzahl von 
Fällen bestimmt worden ist. Übernimmt der Vorsitzende des Aufsichtsrats nicht den 
Vorsitz und ist kein anderes Mitglied des Aufsichtsrats und kein externer Dritter für den 
Vorsitz bestimmt worden, wird der Versammlungsleiter unter dem Vorsitz des Aktionärs 
mit dem höchsten in der Hauptversammlung erschienenen Anteilsbesitz oder seines 
Vertreters durch die Hauptversammlung gewählt.  

(2) Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und regelt den Ablauf der Hauptver-
sammlung. Er kann sich hierbei, insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der 
Unterstützung von Hilfspersonen bedienen. Er bestimmt die Reihenfolge der Redner 
und der Behandlung der Tagesordnungspunkte sowie die Form, das Verfahren und die 
weiteren Einzelheiten der Abstimmung und kann, soweit gesetzlich zulässig, über die 
Zusammenfassung von sachlich zusammengehörigen Beschlussgegenständen zu einem 
Abstimmungspunkt entscheiden. 

(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Rede- und Fragerecht zeitlich angemessen 
zu beschränken. Er kann dabei insbesondere Beschränkungen der Redezeit, der Frage-
zeit oder der zusammengenommenen Rede- und Fragezeit sowie den angemessenen 
zeitlichen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Gegen-
stände der Tagesordnung und für einzelne Redner zu Beginn oder während des Verlaufs 
der Hauptversammlung angemessen festlegen; das schließt insbesondere auch die Mög-
lichkeit ein, erforderlichenfalls die Wortmeldeliste vorzeitig zu schließen und den 
Schluss der Debatte anzuordnen.  
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§ 17 

ÜBERTRAGUNG DER HAUPTVERSAMMLUNG 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung zu-
zulassen. Die näheren Einzelheiten regelt der Vorstand. 

(2) Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an der Hauptversammlung kann in Ab-
stimmung mit dem Versammlungsleiter im Wege der Bild- und Tonübertragung erfol-
gen, sofern das Aufsichtsratsmitglied seinen Wohnsitz im Ausland hat oder am Tag der 
Hauptversammlung an der Teilnahme der Hauptversammlung verhindert ist. 

 

§ 18 

BESCHLUSSFASSUNG 

(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

(2) Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit der einfachen Mehrheit 
des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst, sofern nicht das Gesetz 
oder diese Satzung zwingend etwas anderes vorschreibt. 

 

VI. 

JAHRESABSCHLUSS UND GEWINNVERWENDUNG 

 

§ 19 

GESCHÄFTSJAHR 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft beginnt am 1. April und endet am 31. März des da-
rauf folgenden Kalenderjahres. 

 

§ 20 

JAHRESABSCHLUSS 

(1) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie, soweit gesetzlich vor-
geschrieben, den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht für das vergangene Ge-
schäftsjahr innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen und diese Unterlagen unver-
züglich dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der 
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Vorstand dem Aufsichtsrat einen Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung 
für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will.  

(2) Sofern Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss feststellen, sind sie ermächtigt, 
den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden 
Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrück-
lagen einzustellen. Die Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte des Jahresüber-
schusses ist nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundka-
pitals übersteigen oder nach der Einstellung übersteigen würden. 

§ 21 

GEWINNVERWENDUNG UND ORDENTLICHE HAUPTVERSAMMLUNG 

(1) Die Hauptversammlung beschließt alljährlich in den ersten acht Monaten des Geschäfts-
jahres über die Verwendung des Bilanzgewinns, über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands und des Aufsichtsrats und über die Wahl des Abschlussprüfers (ordentliche 
Hauptversammlung) sowie in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung 
des Jahresabschlusses. 

(2) Die Anteile der Aktionäre am Gewinn bestimmen sich nach ihren Anteilen am Grundka-
pital.  

(3) Im Falle der Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien 
abweichend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden. 

(4) Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Barausschüttung eine Verwen-
dung des Bilanzgewinns im Wege einer Sachausschüttung beschließen. Sie kann in dem 
Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinns Beträge in Gewinnrücklagen einstel-
len oder als Gewinn vortragen. 

 

VIII. 

ÜBERNAHME VON Festsetzungen aus der Satzung 
des formwechselnden Rechtsträgers (Sacheinlagen) 

(1) Anlässlich der Erhöhung des Grundkapitals der Gesellschaft von DM 100.000,00 um DM 
29.900.000,00 auf DM 30.000.000,00 hat die Underberg KG, 4134 Rheinberg, Sacheinla-
gen von DM 49.9000.000,00 erbracht, und zwar wurden eingebracht mit Nachgrün-
dungs- und Einbringungsvertrag vom 15.09.1989 UR.Nr. 154/1989 des Notars Dr. Georg 
Hohner, Frankfurt/M.: 

Die in der Bundesrepublik Deutschland gelegenen Teilbetriebe bzw. Betriebsteile der im 
Handelsregister des Amtsgerichts Rheinberg, Zweigstelle Xanten unter HRA 1375 einge-
tragenen Underberg KG, Rheinberg, mit allen Aktiven und Passiven, wie sie in einer Ein-
bringungsbilanz (Anlage) auf den 01.04.1989 näher aufgeführt sind. Die Einbringungsbi-
lanz schließt mit einem Gesamtvermögen von DM 50.640.699,25 ab. DM 740.699,25 
sind durch die Gesellschaft bar auszugleichen. Bei der Underberg KG verbleiben jedoch 
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das Export-Geschäft, die Beteiligung an der Inter Markenartikel GmbH (neuer Name: 
Getränke Beteiligungsgesellschaft Rheinberg mbH), sowie die 49 %ige Beteiligung an der 
D.V. Schlumberger Vewaltungsgesellschaft mbH, Meckenheim. 

Weiterhin verbleiben bei der Underberg KG die Herstellung der Kräutermischung sowie 
deren und die Lieferung sonstiger Inhaltsstoffe mit Ausnahme von Neutralalkohol für 
das Produkt Underberg und sonstige Spezialkräutermischungen. 

Weiterhin behält die Underberg KG aus ihrem Grundbesitz 

• Rheinstr. 69 (Wiesenhof) 

• Kamper Straße (Albrechts Garten) 

Und die unbebauten Grundstücke 

• Beguinenstraße 

• Vereinsstraße (Spielplatz) 

• Löthstraße (Schmitzkamp und Tichelskamp) 

und sämtliche Erbbaugrundstücke sowie betriebliche Einrichtungen in Rheinberg, Kunst-
gegenstände und Antiquitäten, das Firmenarchiv und die zum Stammhaus in Rheinberg 
gehörende Geschäftsausstattung. 

Grundlage für die Einbringungsbilanz war der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Wollert-Elmendorff Deutche IndustrieTreuhand GmbH, Düsseldorf, mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss der Underberg KG zum 
31.03.1989. 

Neben den in der Einbringungsbilanz dargestellten Vermögens- und Schuldensteilen 
werden auch die damit in Zusammenhang stehenden Verträge mit Rechten und Pflich-
ten übernommen. 

Der über das Grundkapital hinausgehende Betrag von DM 20.000.000,00 wird der Kapi-
talrücklage der Gesellschaft zugeführt. 

(2) Anlässlich der Erhöhung des Grundkapitals der Gesellschaft von DM 30.000.000,00 um 

DM 1.000.000,00 auf DM 31.000.000,00 hat die Underberg KG, 4134 Rheinberg, Sach-

einlagen von DM 1.670.000,00 erbracht, und zwar wurde eingebracht mit Einbringungs- 

und Übertragungsvertrag vom 23.12.1991 UR.Nr. 1096/1991 des Notars Dr. Klaus Hü-

nermann, Rheinberg: 

Die 100 %ige Beteiligung an der Getränke Beteiligungsgesellschaft Rheinberg mbH, 

Rheinberg, mit einem Stammkapital von DM 1.500.000,00 und einem Buchwert bei der 

Underberg KG von DM 11.866.681,99. Der Differenzbetrag in Höhe von DM 

10.196.681,99 zwischen der Kapitalerhöhung in Höhe von DM 1.000.000,00 und dem 

der Kapitalrücklage zugeführten Betrag in Höhe von DM 670.000,00 wird zwischen der 
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Underberg KG und der Semper idem. Underberg Aktiengesellschaft durch Verrechnung 

ausgeglichen. 
 

VII. 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

§ 22 

FORMWECHSELAUFWAND 

Die Kosten des Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform der Aktiengesellschaft (ins-
besondere Notar- und Gerichtsgebühren, Kosten der Veröffentlichung, Steuern, Prüfungs- 
und Beratungskosten) trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von EUR 75.000. 

 


